
Ausbildungsgrundlage darstellt. Über die Inhalte will ich da 
nicht reden.

Der neue Verfassungsartikel sichert Oberschulbildung, Be­
rufsausbildung und Aus- und Weiterbildung. Eine Möglichkeit 
sind nun Ersatz- und Ergänzungsschulen. Die DSU tritt dafür 
ein," daß Genehmigungen der Schulaufsichtsbehörde erteilt 
werden müssen, wenn mindestens das Niveau der öffentlichen 
Schule erreicht wird, wenn keine elitäre Bildung entsteht, 
wenn die ökonomische Lage der Lehrer gesichert ist.

Und an die Adresse des Finanzministers - er ist nicht hier - 
und der Sozialministerin - sie ist auch nicht hier - ein dringen­
der Appell (aber das ist ja im Protokoll nachzulesen): Ich sage 
das jetzt nicht als Lehrer, der noch jeden Montag immer Unter­
richt hält,

(Zuruf von der PDS: Als Geschichtslehrer!)

sondern auch als Kenner der Situation in den Lehrerzimmern. 
Alle Arbeitnehmer, gleich welcher Fakultät, haben das gleiche 
Gehalt nach Einführung der Wirtschafts-, Währungs- und So­
zialunion. Die DSU ist der Meinung, daß man nun diesen so 
wichtigen Berufsstand nicht in der Form diskriminieren sollte, 
daß sie zwischen 80, 100 und mehr Mark weniger verdienen.

Wir wollen einen ausgeruhten und gut motivierten Lehrer, 
der sein Berufsethos und eine sichere finanzielle und mate­
rielle Lage einbringt bei der Erziehung unserer Kinder; denn 
wenn dieser Zustand nicht eintritt, dann überträgt sich der Un- 
mut auf die Schüler, überträgt sich auf die Eltern - also in den 
Auswirkungen auf uns alle.

Ich fordere nicht wie andere Berufsstände mehr Geld, son­
dern lediglich das alte Salär.

Bei Ihnen müssen einige Lehrer versagt haben, zu Ihrem Ge­
schichtslehrerzwischenruf.

Zurück zur Drucksache Nr. 99. Im § 6 wird die Frage der An­
erkennung der Abschlüsse geregelt. Ich vermisse die Regelung 
der Kontrolle, aber gerade in dieser Frage darf es nicht den 
Schatten eines Verdachts geben, der nach Ungerechtigkeit oder 
Privilegien aussieht.

Die DSU stimmt dem Gesetzesantrag dieser Drucksache zu. 
Wir sehen damit einen wichtigen Schritt in der Demokratisie­
rung des Bildungswesens erfüllt. Die Möglichkeit eines ande­
ren Weges wird viele Eltern beruhigen und ihnen und ihren 
Kindern vor allem die Möglichkeit geben, wesentlich engagier­
ter als bisher teilzuhaben am schönsten, was Eltern gegeben 
ist, das Wachstum und Gedeihen ihrer Kinder zu fördern und 
zu begleiten.

Die Drucksache Nr. 120 Gesetz über Berufsschulen wird in al­
len diesen Schulen sehnlichst erwartet. Normalerweise muß 

-— man diesen Entwurf durchsichtig lesen; denn in der Drucksa­
che Nr. 121, dem Berufsbildungsgesetz, ist ja die Nachfolgege­
setzgebung in hervorragender Weise garantiert. Mit der Über­
nahme des Berufsbildungsgesetzes wird die künftige Ver­
gleichbarkeit der Berufsausbildungsabschlüsse im geeinten 
Deutschland Realität.

Die DSU ist froh, wenn auch eingeschränkt, daß die Berufs­
ausbildung mit Abitur erhalten bleibt, und auch die Erhaltung, 
wenn auch in teilweise geänderter Rechtsträgerschaft, der 
Lehrlingswohnheime löst ein ungeklärtes Problem.

Ich hoffe, wir werden in diesem Hohen Hause noch mehrere 
Gelegenheiten haben, zu Volksbildungsfragen zu sprechen. 
Doch gestern abend in einer Diskussionsrunde zu später Nacht 
hörte ich, ich glaube es war SFB, hochkarätig besetzt, Schlim­
mes aus Berlin. Da wurde gesagt von verantwortlichen Funk­
tionären: Erhöhung der Klassenstärke bedeutet Freisetzung 
von Lehrkräften, Erhöhung der Pflichtstundenzahl wiederum 
Freisetzung von Lehrkräften.

Ich sehe große Probleme auf Grund der finanziellen Lage auf 
die Schule zukommen, damit auf den Lehrerstand, und ich 
kann nur hoffen, daß in diesem Lande oder in der folgenden 
Form, die uns dann bevorsteht, hier gerechte und soziale Lö­
sungen gefunden werden. Ich danke Ihnen.

(Beifall vorwiegend bei CDU/DA)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Gottschall:

Herr Prof. Schwarz! Erlauben Sie einige Anfragen?

(Schwarz, DSU: Ja.)

Ich möchte hier beginnen. Es war die erste Meldung. Bitte.

Frau Ostrowski (PDS):

Herr Schwarz! Da Sie es nun schon mal angesprochen haben, 
würde es mich doch interessieren, wie schätzen Sie sich denn 
selber ein? Gehören Sie zu den Mitschuldigen, zu dem großen 
Teil der Mitschuldigen der Lehrer, oder würden Sie sich zu den 
Ausnahmen zählen?

Schwarz (DSU):

Wissen Sie, das ist eine schwierige Frage, wenn man sich sel­
ber einschätzen soll.

(Zuruf Frau Ostrowski, PDS: So ist es!)

Ich sage es mal so: Ein Schüler, der mich vor ungefähr einem 
halben Jahr besuchte, der also ungefähr vor acht bis zehn Jah­
ren nach dem Westen ging, kam zu mir in die Wohnung mit ei­
ner Flasche Wein und sagte: „Herr Schwarz! Sie sind doch jetzt 
fein raus. Damals da waren Sie im kleinen Dorf ganz hinten ei­
ner der Lehrer der letzten Reihe, und jetzt ist doch eigentlich 
Ihre Zeit gekommen. Jetzt können Sie das sagen, was Sie da­
mals uns mehr oder weniger versteckt gesagt haben.“

Und ich fühlte mich, sagen wir mal, nicht etwa als der Mann 
der großen Revolution, aber ich fühlte mich auch nicht als der 
Mann, der Ideologien verbreitet hat und die durchgesetzt hat 
mit Gewalt.

(Beifall vorwiegend bei CDU/DA)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Gottschall:

Herr Schwarz? Eine weitere Anfrage möglich?

(Schwarz, DSU: Ja.)

Frau Birthler (Bündnis 90/Grüne):
Herr Schwarz! Sie haben vom Herbst 89 gesprochen. Ich gehe 

mal noch ein Jahr weiter zurück. Welche Haltung haben Sie ge­
genüber Schülern, Eltern und auch dem Lehrerkollegium zur 
Entlassung der Ossietzky-Schüler vertreten?

Schwarz (DSU):

Ach, wenn Sie den Grimm in mir gesehen oder gehört hätten, 
der auf Grund dieser Vorfälle hier in Berlin sich in uns breit ge­
macht hat, ich hatte die blanke Wut.

Frau Birthler (Bündnis 90/Grüne):

Ich meine jetzt nicht, was in Ihnen vorgegangen ist, sondern 
was rüber gekommen ist.

(Heiterkeit bei Bündnis 90/Grüne)

Schwarz (DSU):

Was möglich war. Was möglich war, was Sie und andere ge­
tan haben. Ich habe das Gespräch gesucht. Bleiben Sie ruhig 
da, Sie können nachfragen. Ich habe das Gespräch gesucht mit 
anderen, mit Eltern, mit Schülern. Meine Außenseiterrolle an 
dieser Schule wurde dadurch eher erhärtet. Ich hatte das gute 
Gewissen, daß viele, viele mir beipflichteten.

Frau Birthler (Bündnis 90/Grüne):

Ja, dann stammten von den Schülern Ihrer Schule vielleicht 
die Solidaritätsgefühle.

Schwarz (DSU):

Dazu waren meine Schüler zu klein, daß sie diese großen Zu­
sammenhänge da begriffen.

(Zuruf Frau Birthler - Bündnis 90/Grüne: Danke.) 

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Gottschall:
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